
Bundesrat Drucksache   813/09 

 

  

05.11.09 

 R  -  Wi   

Verordnung 
des Bundesministeriums  
der Justiz 

 

Verordnung zur Änderung der Versicherungsunternehmens-
Rechnungslegungsverordnung sowie zur Änderung weiterer 
Rechnungslegungsverordnungen 

 

A. Problem und Ziel 

Die Berechnungs- und Ausweisregelungen der Versicherungsunternehmens-
Rechnungslegungsverordnung (RechVersV), die innerhalb der Rückstellung für 
Beitragsrückerstattung eine Teilrückstellung für Schlussüberschussanteile und 
ähnliche Überschussanteile vorsehen, sind seit Inkrafttreten der Verordnung 1994 
unverändert. Da bei vielen Unternehmen seitdem erhebliche Änderungen bei den 
Schlussüberschussanteilsystemen eingetreten sind und zudem mit der Reform 
des Versicherungsvertragsgesetzes bei Lebensversicherungen eine Beteiligung 
an den Bewertungsreserven eingeführt wurde, ist eine Reform notwendig. Ferner 
bedarf es in dieser Verordnung sowie in den Rechnungslegungsverordnungen für 
Kreditinstitute und Pensionsfonds einzelner Folgeänderungen und redaktioneller 
Korrekturen infolge des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes vom 25. Mai 2009 
(BGBl. I S. 1102). 

 

B. Lösung 

Die Lösung besteht in einer übersichtlicheren und verständlicheren 
Ausdifferenzierung der Schlussüberschussbeteiligung einschließlich stärkerer 
Differenzierung der Ausweisregelungen im Anhang. Die Regelungen zur 
Teilrückstellung für Schlussüberschussanteile berühren vertragliche oder 
gesetzliche Ansprüche der Versicherungsnehmer oder Versicherungs-
nehmerinnen nicht. Ferner erfolgen einzelne redaktionelle Korrekturen und 
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Folgeänderungen in der RechVersV und zwei weiteren Rechnungslegungs-
verordnungen. 

 

C. Alternativen 

Keine 

 

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

Auswirkungen auf die Einnahmen und Ausgaben der öffentlichen Haushalte sind 
nicht zu erwarten. 

 

E. Sonstige Kosten 

Die stärkere Untergliederung der Pflichten von Versicherungsunternehmen, 
erweiterte Anhangangaben zu machen, dient vor allem Aufsichtszwecken. Dies 
führt zwar zu geringfügig höherem Aufwand bei der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht, diese im Umfang nur sehr geringfügigen Kosten 
lassen sich jedoch mit vertretbarem Aufwand nicht beziffern und sind für 
Aufsichtszwecke unvermeidbar. Auswirkungen der Änderungsverordnung auf die 
Einzelpreise, das allgemeine Preisniveau und insbesondere das Verbraucher-
preisniveau sind nicht zu erwarten. 

 

F. Bürokratiekosten 

Bürokratiekosten fallen nicht an, weil neue Informationspflichten für die 
Bürgerinnen und Bürger, die Unternehmen und die Verwaltung weder eingeführt 
noch abgeschafft oder vereinfacht werden. Es wird lediglich eine bereits seit 
längerem bestehende Informationspflicht für Versicherungsunternehmen durch 
stärkere Untergliederung geringfügig modifiziert, was diesen keinen nennens-
werten zusätzlichen Aufwand verursacht und der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht deren Aufsichtsaufgabe erleichtert. 
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Der Chef des Bundeskanzleramtes Berlin, den 4. November 2009

 
An den 
Präsidenten des Bundesrates 
Herrn Bürgermeister 
Jens Böhrnsen 
Präsident des Senats der  
Freien Hansestadt Bremen 

 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich die vom Bundesministerium der Justiz zu erlassende 

Verordnung zur Änderung der Versicherungsunternehmens-
Rechnungslegungsverordnung sowie zur Änderung weiterer 
Rechnungslegungsverordnungen 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Zustimmung des Bundesrates aufgrund des Artikels 80 Absatz 2 des 
Grundgesetzes herbeizuführen. 
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Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Abs. 1 NKRG 
ist als Anlage beigefügt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ronald Pofalla 
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Verordnung zur Änderung der Versicherungsunternehmens-
Rechnungslegungsverordnung sowie zur Änderung weiterer Rech-

nungslegungsverordnungen 

Vom …

Es verordnet das Bundesministerium der Justiz im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium der Finanzen auf Grund 

– des § 330 Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs, der zuletzt durch Artikel 6 Num-
mer 1 des Gesetzes vom 25. Juni 2009 (BGBl. I S. 1506) geändert worden ist, und im 
Benehmen mit der Deutschen Bundesbank und 

– des § 330 Absatz 3 und 5 des Handelsgesetzbuchs, von denen Absatz 3 zuletzt 
durch Artikel 1 Nummer 26a Buchstabe b des Gesetzes vom 10. November 2006 (BGBl. I 
S. 2553) geändert und Absatz 5 durch Artikel 16 Nummer 1 des Gesetzes vom 26. Juni 
2001 (BGBl. I S. 1310) eingefügt worden ist: 

Artikel 1 

Änderung der Versicherungsunternehmens-
Rechnungslegungsverordnung 

Die Versicherungsunternehmens-Rechnungslegungsverordnung vom 8. Novem-
ber 1994 (BGBl. I S. 3378), zuletzt geändert durch Artikel 13 Absatz 3 des Gesetzes vom 
25. Mai 2009 (BGBl. I S. 1102), wird wie folgt geändert: 

1. § 28 Absatz 6 bis 8 wird wie folgt gefasst: 

„(6) In der Lebensversicherung wird für Schlussüberschussanteile, Schlusszah-
lungen, Gewinnrenten und für die Mindestbeteiligung an Bewertungsreserven inner-
halb der Rückstellung für Beitragsrückerstattung eine Teilrückstellung (Schlussüber-
schussanteilfonds) nach Maßgabe der jeweils geltenden Deklaration gebildet. Die 
Rückstellung darf nur für Zwecke des Satzes 1 verwendet werden. § 56a des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes bleibt unberührt. 

(7) Der Schlussüberschussanteilsfonds von Versicherungen außerhalb der Ren-
tenbezugsphase ist nach Maßgabe der Absätze 7a bis 7d so zu berechnen, dass sich 
zum Abschlussstichtag die abgezinsten anteiligen Endwerte der Schlussüberschuss-
anteile, Schlusszahlungen und der Mindestbeteiligung an Bewertungsreserven nach 
Maßgabe der jeweils geltenden Deklaration zum regulären Fälligkeitszeitpunkt (Ab-
lauf der Versicherung oder Rentenbeginn bei aufgeschobenen Rentenversicherun-
gen) ergeben.  

(7a) Der anteilige Endwert für Schlussüberschussanteile wird bei kapitalbildenden 
Versicherungen nach Maßgabe des zeitlichen Verlaufs der Entstehung der Erträge 
aus Kapitalanlagen nach den anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik er-
mittelt.  

(7b) Bei Risikoversicherungen ergibt sich der anteilige Endwert für Schlussüber-
schussanteile und Schlusszahlungen, indem der sich aus der Deklaration ergebende 
Endwert mit dem Verhältnis der abgelaufenen zu der gesamten Versicherungsdauer 
multipliziert wird. 
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(7c) Für die Mindestbeteiligung an den Bewertungsreserven ist der anteilige 
Endwert der nach den anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik ermittelte 
Anteil des Betrages, der bei Beendigung der Verträge mindestens an Versicherungs-
nehmer auszuzahlen wäre.  

(7d) Für die Abzinsung der anteiligen Endwerte ist ein Zinssatz zu wählen, der 
nicht höher ist als das über einen Referenzzeitraum von zehn Kalenderjahren errech-
nete arithmetische Mittel der Umlaufsrenditen der Anleihen der öffentlichen Hand 
gemäß der von der Deutschen Bundesbank in ihren Monatsberichten veröffentlichten 
Kapitalmarktstatistik. Vorzeitige Vertragsbeendigungen dürfen durch angemessene 
Zu- oder Abschläge berücksichtigt werden. In der Rentenbezugsphase ist der Fonds 
für Gewinnrenten und Schlussüberschussanteile mindestens in Höhe der Differenz 
aus dem mit auf der Basis eines besten Schätzwertes abgeleiteten Rechnungsgrund-
lagen berechneten Barwerts der künftigen Renten einschließlich nicht garantierter 
Rentengewinnanteile gemäß der jeweils geltenden Deklaration und der Deckungs-
rückstellung zu berechnen.  

(7e) Von den Absätzen 7 bis 7d abweichende Verfahren sind zulässig: 

1. wenn sie zu annähernd gleichen Ergebnissen führen oder  

2. um dem genehmigten Geschäftsplan für Verträge nach aufsichtsbehördlichen ge-
nehmigten Tarifen oder den Besonderheiten des Tarifs oder der Deklaration zu 
entsprechen. 

(7f) Durch Rückkauf vorzeitig fällige Schlussüberschussanteile müssen durch 
den Schlussüberschussanteilsfonds des jeweiligen Teilbestands gedeckt sein. 

(8) Von den Lebensversicherungsunternehmen sowie den Pensions- und Ster-
bekassen sind für das selbst abgeschlossene Versicherungsgeschäft im Anhang in 
tabellarischer Form anzugeben: 

1. die Entwicklung (Anfangsbestand, Zuführungen, Entnahmen, Endbestand) der 
Rückstellung für Beitragsrückerstattung; 

2. die Teile der Rückstellung für Beitragsrückerstattung, die entfallen 

a) auf bereits festgelegte, aber noch nicht zugeteilte laufende Überschussan-
teile; 

b) auf bereits festgelegte, aber noch nicht zugeteilte Schlussüberschussanteile 
und Schlusszahlungen; 

c) auf bereits festgelegte, aber noch nicht zugeteilte Beträge für die Mindest-
beteiligung an Bewertungsreserven; 

d) auf bereits festgelegte, aber noch nicht zugeteilte Beträge zur Beteiligung an 
Bewertungsreserven, jedoch ohne Beträge nach Buchstabe c; 

e) auf den Teil des Schlussüberschussanteilfonds, der für die Finanzierung von 
Gewinnrenten zurückgestellt wird, jedoch ohne Beträge nach Buchstabe a; 

f) auf den Teil des Schlussüberschussanteilfonds, der für die Finanzierung von 
Schlussüberschussanteilen und Schlusszahlungen zurückgestellt wird, je-
doch ohne Beträge nach den Buchstaben b und e; 
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g) auf den Teil des Schlussüberschussanteilfonds, der für die Finanzierung der 
Mindestbeteiligung an Bewertungsreserven zurückgestellt wird, jedoch ohne 
Beträge nach Buchstabe c; 

h) auf den ungebundenen Teil (Rückstellung für Beitragsrückerstattung ohne 
die Buchstaben a bis g); 

3. für die einzelnen Abrechnungsverbände beziehungsweise Bestandsgruppen die 
festgesetzten Überschussanteile und gegebenenfalls der verwendete An-
sammlungszinssatz unter Angabe des Zuteilungsjahres; 

4. die Verfahren zur Berechnung des Schlussüberschussanteilfonds sowie die ge-
wählten Rechnungsgrundlagen.“ 

2. Dem § 64 wird folgender Absatz 12 angefügt: 

„(12) § 28 Absatz 6 bis 8 ist erstmals auf Jahres- und Konzernabschlüsse für 
Geschäftsjahre anzuwenden, die nach dem … [Einsetzen: Datum des Tages der Ver-
kündung dieser Rechtsverordnung] enden. Auf die Formblätter 1 und 2 in der Fas-
sung der Verordnung zur Änderung der Versicherungsunternehmens-Rechnungs-
legungsverordnung sowie zur Änderung weiterer Rechnungslegungsverordnungen 
vom …[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieser Rechtsverordnung] ist 
Absatz 11 Satz 1, 2 und 4 entsprechend anzuwenden.“ 

3. Formblatt 1 Aktivposten J. wird Aktivposten K. 

4. In Formblatt 2 Fußnote 3 Nummer 17 Buchstabe b und Nummer 19 Buchstabe b, in 
Formblatt 3 Fußnote 4 Nummer 14 Buchstabe b und Nummer 16 Buchstabe b sowie 
in Formblatt 4 Fußnote 9 Nummer 18 Buchstabe b und Nummer 20 Buchstabe b wer-
den jeweils die Wörter „eigene Anteile“ durch die Wörter „Anteile an einem herr-
schenden oder mehrheitlich beteiligten Unternehmen“ ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung der Kreditinstituts-Rechnungslegungsverordnung 

Die Kreditinstituts-Rechnungslegungsverordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 11. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3658), die zuletzt durch Artikel 13 Absatz 6 
des Gesetzes vom 25. Mai 2009 (BGBl. I S. 1102) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 

1. In § 2 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „dem Bundesaufsichtsamt für das Kredit-
wesen“ durch die Wörter „der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht“ er-
setzt. 

2. Dem § 39 wird folgender Absatz 12 angefügt: 

„(12) Auf die Formblätter 2 und 3 in der Fassung der Verordnung zur Änderung der 
Versicherungsunternehmens-Rechnungslegungsverordnung sowie zur Änderung weiterer 
Rechnungslegungsverordnungen vom …[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle 
dieser Rechtsverordnung] ist Absatz 11 Satz 1, 2 und 4 entsprechend anzuwenden.“ 

3. In Formblatt 2 Spalte „noch Gewinn- und Verlustrechnung (Kontoform)“ Posten 
Nummer 4 Buchstabe b und Posten Nummer 6 Buchstabe b sowie in Formblatt 3 
Posten Nummer 30 Buchstabe b und Posten Nummer 32 Buchstabe b werden jeweils 
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die Wörter „eigene Anteile“ durch die Wörter „Anteile an einem herrschenden oder 
mehrheitlich beteiligten Unternehmen“ ersetzt. 

Artikel 3 

Änderung der Pensionsfonds-Rechnungslegungsverordnung 

Die Pensionsfonds-Rechnungslegungsverordnung vom 25. Februar 2003 (BGBl. I 
S. 246), die zuletzt durch Artikel 13 Absatz 8 des Gesetzes vom 25. Mai 2009 (BGBl. I 
S. 1102) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 41 wie folgt gefasst: 

„§ 41 Übergangsvorschriften“ 

2. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 41 

Übergangsvorschriften“ 

b) Absatz 1 wird aufgehoben. 

c) Die Absätze 2 und 3 werden die Absätze 1 und 2. 

d) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

 „(3) Auf Formblatt 1 und 2 in der Fassung der Verordnung zur Änderung der Versi-
cherungsunternehmens-Rechnungslegungsverordnung sowie zur Änderung weiterer 
Rechnungslegungsverordnungen vom …[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fund-
stelle dieser Rechtsverordnung] ist Absatz 2 Satz 1, 2 und 4 entsprechend anzuwen-
den.“ 

3. Formblatt 1 Aktivposten J. wird Aktivposten K. 

4. In Formblatt 2 Fußnote 1 Nummer 14 Buchstabe b und Nummer 16 Buchstabe b wer-
den jeweils die Wörter „eigene Anteile“ durch die Wörter „Anteile an einem herr-
schenden oder mehrheitlich beteiligten Unternehmen“ ersetzt. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Der Bundesrat hat zugestimmt. 
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Begründung 

Allgemeines 

Die in der Änderungsverordnung zur Versicherungsunternehmens-Rechnungslegungsver-
ordnung enthaltene Neufassung des § 28 Absatz 6 bis 8 vollzieht jahrelange Entwicklun-
gen der Praxis nach und erleichtert es der Praxis, insbesondere durch eine übersichtliche-
re und verständlichere Aufgliederung in mehrere neue Absätze, die Bilanzierungsvor-
schriften der Verordnung anzuwenden. Damit wird es zukünftig für die Versicherungsun-
ternehmen deutlich seltener notwendig sein, Ausnahmeregelungen in Anspruch zu neh-
men. Eine Befristung der Geltungsdauer der vorzunehmenden Änderungen kommt nicht 
in Betracht; die Änderungen sind auf Dauer angelegt. Eine Erledigung des Regelungsge-
genstandes der Verordnung durch Private scheidet nach Lage der Dinge aus. Gleichstel-
lungspolitische Folgen hat die Verordnung nicht. 

Trotz einer verstärkten Untergliederung einzelner Ausweisvorschriften führt die Verord-
nung zu einer Rechtsvereinfachung. 

Die neuen Bestimmungen sind auch mit dem Recht der Europäischen Union sowie mit 
völkerrechtlichen Verträgen, die Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. 

Die Verordnung hat keine Auswirkungen auf die Einnahmen und Ausgaben der öffentli-
chen Haushalte. Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau ergeben sich somit nicht. 

Bürokratiekosten fallen nicht an, weil neue Informationspflichten für die Bürgerinnen und 
Bürger, die Unternehmen und die Verwaltung weder eingeführt noch abgeschafft oder 
vereinfacht werden. Es wird lediglich eine bereits seit längerem bestehende Informations-
pflicht für Versicherungsunternehmen geringfügig modifiziert, was diesen keinen nen-
nenswerten zusätzlichen Aufwand verursacht und der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht deren Aufsichtsaufgabe erleichtert. 

Zu Artikel 1 (Änderung der Versicherungsunternehmens-Rechnungslegungs-
verordnung) 

Die Vorschriften des § 28 Absatz 6 bis 8 der Versicherungsunternehmens-Rechnungsle-
gungsverordnung (RechVersV) sehen vor, dass innerhalb der Rückstellung für Beitrags-
rückerstattung eine Teilrückstellung für Schlussüberschussanteile und ähnliche Über-
schussanteile in der Lebensversicherung zu bilden ist, und regeln, wie diese zu berech-
nen und auszuweisen ist. 

Die Berechnungs- und Ausweisregelungen sind seit Inkrafttreten der RechVersV im Jahr 
1994 unverändert geblieben. Die Schlussüberschussanteilsysteme einer Reihe von Un-
ternehmen haben sich in den letzten Jahren jedoch geändert. Neben dem bekannten Sys-
tem kontinuierlich steigender Anwartschaften sind heute Systeme verbreitet, bei denen 
sich die Anwartschaft parallel zum Zinsträger entwickelt. Dem tragen Änderungen der 
Regelungen zur Berechnungsmethode des Schlussüberschussanteilfonds Rechnung. 

Anlässlich des Gesetzes zur Reform des Versicherungsvertragsrechts vom 23. November 
2007, durch das die Versicherten in der Lebensversicherung im Rahmen der Über-
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schussbeteiligung auch an den Bewertungsreserven zu beteiligen sind, haben einige Un-
ternehmen für diese Beteiligung Mindestsätze deklariert. Sie legen einen Sockelbeitrag 
fest, der auch dann zur Auszahlung kommt, wenn sich wegen des Verlaufs der tatsächli-
chen Bewertungsreserven nach dem Verfahren gemäß § 153 des Versicherungsvertrags-
gesetzes ein niedrigerer Betrag ergeben würde. Wie die heutigen Schlussüberschussan-
teilsätze und Schlusszahlungen gelten diese Sätze in der Regel jeweils nur für Beendi-
gungen in dem der Deklaration des Versicherers folgenden Geschäftsjahr. Damit keine 
Sätze deklariert werden, die bei unveränderten wirtschaftlichen Verhältnissen nicht dau-
erhaft durchgehalten werden können, erscheint auch für die Mindestbeteiligung eine Vor-
finanzierung der Zahlungen nötig, die bei Fortschreibung der Sätze bis zum Ablauf der im 
Bestand befindlichen Versicherungen zu leisten wären. 

Die stärkere Ausdifferenzierung der Schlussüberschussbeteiligung bedingt eine stärkere 
Differenzierung des Anhangausweises zur Rückstellung für Beitragsrückerstattung (vgl. 
§ 28 Absatz 8 Nummer 2). Um einer Unübersichtlichkeit entgegenzuwirken, sollen die 
Angaben deshalb künftig in tabellarischer Form erfolgen und die ungebundenen Teile 
künftig gesondert genannt werden. 

Gesetzliche oder vertragliche Ansprüche der Versicherungsnehmer und Versicherungs-
nehmerinnen auf Überschussbeteiligung (einschließlich der Beteiligung an den Bewer-
tungsreserven) in der Lebensversicherung sind durch diese Änderung ebenso wenig be-
rührt, wie die aufsichtsrechtlichen und steuerlichen Vorschriften zur Überschussbeteili-
gung in der Lebensversicherung. 

Während die Regelungen dieser Verordnung handelsbilanzrechtliche Regelungen sind, 
sehen auf § 81c Absatz 3 des Versicherungsaufsichtsgesetzes gestützte versicherungs-
aufsichtsrechtliche Regelungen (Mindestzuführungsverordnung) vor, welche Bedingungen 
von den Unternehmen einzuhalten sind, damit unter Wahrung der Belange der Versicher-
ten und unter Berücksichtigung der Marktverhältnisse und des Solvabilitätsbedarfs der 
Lebensversicherungsunternehmen der Rückstellung für Beitragsrückerstattung hinrei-
chende Mittel zugeführt werden. 

Zu Nummer 1 (Änderung des § 28 RechVersV – Neufassung der Absätze 6 bis 8) 

Zu Absatz 6 

Die Definition des Schlussüberschussanteilfonds wird um zwei Komponenten erweitert: 
Zum einen wird der auch bisher zu dieser Teilrückstellung gehörende Fonds für Gewinn-
renten explizit erwähnt, zum anderen wird klargestellt, dass für eine Mindestbeteiligung an 
Bewertungsreserven innerhalb des Fonds eine zusätzliche Rückstellung zu bilden ist. Le-
bensversicherungsunternehmen, welche für diese neue Form der Überschussbeteiligung 
eine Mindestbeteiligung deklarieren, müssen dies also in der Rückstellung für Beitrags-
rückerstattung (RfB) ebenso vorfinanzieren wie bisher schon Schlussüberschussanteile. 

Die Formulierung „jeweils geltende Deklaration“ statt „aktueller Deklaration“ dient der re-
daktionellen Klarstellung, um der Tatsache Rechnung zu tragen, dass einzelne Unter-
nehmen jährlich einzelne „Scheiben“ des Schlussüberschusses erklären bzw. „deklarie-
ren“ . Eine dem Absatz 6 entsprechende Regelung sieht auch § 15 der Pensionsfonds-
Rechnungslegungsverordnung vom 25. Februar 2003 vor. 
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Zu den Absätzen 7 bis 7f 

Die derzeitige Regelung des § 28 Absatz 7 RechVersV orientiert sich an der bis zum Drit-
ten Gesetz zur Durchführung versicherungsrechtlicher Richtlinien des Rates der Europäi-
schen Gemeinschaften zum VAG üblichen Schlussüberschussgestaltung und gibt inso-
weit nur den bei Entstehen des § 28 Absatz 7 RechVersV im Jahr 1994 erreichten Stan-
dard wieder. Andere Gestaltungsformen werden mit einer Ausnahmeregelung abgehan-
delt, wonach Abweichungen von dem sogenannten m/n-tel-Verfahren (m = abgelaufene 
Versicherungszeit/n = gesamte Versicherungszeit) bzw. der ratierlichen Methode zulässig 
sind, um tariflichen Besonderheiten zu entsprechen. Nähere Vorgaben, wie in solchen 
Fällen im Einzelnen zu verfahren ist, fehlen. Aus mehreren Gründen ist daher eine Aktua-
lisierung und Präzisierung der jetzigen Regelung angezeigt: 

– Bei kapitalbildenden Lebensversicherungen speisen sich Schlussüberschüsse zum 
weit überwiegenden Teil aus den Ertragsspitzen der volatilen, d. h. starken Schwan-
kungen unterworfenen Zinserträge. Schlussüberschussanteile werden demzufolge 
bei kapitalbildenden Lebensversicherungen wie ein (rückforderbarer) Zinsüberschuss 
behandelt. Am Markt sind daher heute auch Schlussüberschussmodelle anzutreffen, 
bei denen der Schlussüberschuss am Zinsträger orientiert ist. Bei solchen Systemen 
führt das m/n-tel-Verfahren bzw. die ratierliche Methode gerade in den ersten Ver-
tragsjahren zu deutlich überhöhten Werten.  

– In den letzten Jahren hat sich das Gewicht der Schlussüberschussanteile gegenüber 
der laufenden Überschussbeteiligung erhöht. Dies führt dazu, dass sich der vorste-
hend dargestellte „Schätzfehler“ durch das/die für bestimmte Schlussüber-
schussbeteiligungssysteme ungeeignete m/n-tel-Verfahren bzw. ratierliche Methode – 
absolut betrachtet – immer stärker auswirkt. 

– Der Anteil von Rentenversicherungen im Bestand hat sich in den letzten Jahren laufend 
erhöht. Durch das Alterseinkünftegesetz setzt sich dieser Trend verstärkt fort. Neben 
anderen Überschussbeteiligungsformen können Versicherungsnehmer und Versiche-
rungsnehmerinnen in der Rentenbezugsphase die Form der „gleichbleibenden“ oder 
„steigenden“ Gewinnrente wählen, die zusätzlich zur garantierten Rente gezahlt wird 
und die bei Änderung der Überschussanteilsätze nach den anerkannten Grundsätzen 
der Versicherungsmathematik unter Beachtung der vertraglichen Vereinbarungen neu 
festgesetzt werden kann. Einzelne Unternehmen haben auch andere Formen der 
Schlussüberschussbeteiligung im Rentenbezug eingeführt. Ziel ist die Stärkung der 
Eigenmittel der Versicherungsunternehmen vor dem Hintergrund volatilerer, d. h. zu-
nehmend stärkeren Schwankungen unterworfenen Kapitalmärkte, und der Zunahme 
der Lebenserwartung. Daher sind Vorgaben für die Bilanzierung von Schlussüber-
schussanteilen in der Rentenzahlungsphase erforderlich. Um klarzustellen, dass auch 
der Fonds für Gewinnrenten zum Schlussüberschussanteilfonds gehört, wird er expli-
zit erwähnt.  

Durch die Änderungen in der Neufassung des § 28 Absatz 7 bis 7f RechVersV sollen die-
se Probleme ausgeräumt werden.  

Der Regelungsgehalt des bisherigen Satzes 1 wurde erweitert und aus Gründen der Über-
sichtlichkeit stärker gegliedert; die neuen Absätze 7 bis 7d Satz 1 enthalten jetzt die Re-
gelung für alle Kapitalversicherungen und die Rentenversicherungen, die sich noch in der 
Aufschubzeit befinden. Für diese Versicherungen ist zunächst der „anteilige Endwert“ der 
Schlussüberschussanteile, Schlusszahlungen oder Mindestbeteiligungen zu bestimmen. 
Der zu reservierende Betrag ergibt sich wie bisher durch Abzinsung (Diskontierung); Ab-
satz 7d Satz 1. 
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Die Absätze 7a bis 7c enthalten Standardverfahren für die Berechnung des anteiligen 
Endwerts, von denen in begründeten Fällen abgewichen werden kann (siehe unten).  

Absatz 7a enthält die Regelung zur Bestimmung des anteiligen Endwerts für Schlussüber-
schussanteile für kapitalbildende Versicherungen; dabei wird für den Regelfall auf die 
Zinserträge als Bezugsgröße übergegangen. Dementsprechend wäre unter Fortschrei-
bung der aktuell geltenden Überschussdeklaration, d. h. unter der Annahme, dass die für 
das Geschäftsjahr deklarierten Überschussanteilsätze während der restlichen Vertrags-
dauer unverändert bleiben, der voraussichtlich bei Ablauf fällige Schlussüberschussanteil 
mit dem Verhältnis aus dem Endwert des bis zum Abschlussstichtag aufgebauten 
Schlussüberschussanteils aus Kapitalerträgen zu dem gesamten bis zum Ablauftermin 
voraussichtlich angefallenen Schlussüberschussanteil aus Kapitalerträgen zu multiplizie-
ren. Zur Ermittlung des genannten Endwerts ist dabei die Verzinsung in Abhängigkeit von 
Überschusssystem und -deklaration geeignet zu wählen. Dieser Ansatz berücksichtigt, 
dass Schlussüberschüsse überwiegend von Zinserträgen herrühren. Eine exakt proporti-
onale Entwicklung des Schlussüberschussanteilfonds kann, muss aber nicht vorliegen, da 
sich ein (in der Regel kleinerer) Teil der Schlussüberschüsse auch bei kapitalbildenden Le-
bensversicherungen aus Risiko- und Kostenüberschüssen speist. Um Willkür zu vermei-
den, wird daher zusätzlich auf die anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik 
verwiesen. Auf eine Ausnahmeregelung (Absatz 7e) kann aber auch weiterhin nicht ver-
zichtet werden, weil die Vielzahl der am Markt anzutreffenden Schlussüberschussbeteili-
gungssysteme, zu denen nach wie vor auch das vor dem Dritten Durchführungsgesetz 
Übliche gehört, nicht adäquat durch ein Verfahren abgebildet werden kann. 

In Absatz 7b wird das bisherige, lineare Anfinanzierungsverfahren nun vom Grundsatz her 
auf Risikoversicherungen beschränkt. Für Risikoversicherungen ergibt sich der Endwert 
der Schlussüberschussanteile und Schlusszahlungen direkt aus der Deklaration; der an-
teilige Endwert ergibt sich daher durch Multiplikation des Endwerts mit dem Verhältnis der 
abgelaufenen zu der gesamten Versicherungsdauer. 

Absatz 7c enthält die Regelung für eine Mindestbeteiligung an den Bewertungsreserven 
bei Versicherungen außerhalb der Rentenbezugsphase. Die Bestimmung des anteiligen 
Endwerts ist auch hier abhängig von der konkreten Deklaration, daher kann kein allge-
meingültiges Verfahren angegeben werden, sondern nur eine vom Unternehmen auszu-
füllende Regel. Der Bezug auf die anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik 
dient auch hier dem Ausschluss von Willkür.  

Absatz 7d Satz 1 enthält unverändert die derzeit ebenfalls in Absatz 7 Satz 1 befindliche 
Regelung zur Herleitung des für die Abzinsung zu verwendenden Zinssatzes. 

Satz 2 enthält materiell unverändert die Regelung des bisherigen Satzes 3. 

Satz 3 enthält die Regelung für die Rentenbezugsphase. Zur Ermittlung des zu bilanzie-
renden Wertes des Fonds für Gewinnrenten und Schlussüberschussanteile ab Rentenbe-
ginn wird die Höhe der Differenz aus dem auf der Basis eines besten Schätzwerts bewer-
teten Barwerts der künftigen Renten einschließlich nicht garantierter Rentengewinnanteile 
gemäß der jeweils geltenden Deklaration und der Deckungsrückstellung (für die garantier-
te Rente) betrachtet. Sollte diese Differenz negativ sein (z. B. weil sich die Rechnungs-
grundlagen gegenüber dem Vertragsabschluss geändert haben), ist der Fonds für Ge-
winnrenten und Schlussüberschussanteile Null. Die Ermittlung des jeweiligen Wertes in 
der Rentenbezugsphase erfolgt – auch bei sofort beginnenden Renten gegen Einmalbei-
trag – analog, je nach geltender Deklaration.  
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Die im neuen Absatz 7e enthaltene Ausnahmeregelung (bisher Satz 2 des früheren Ab-
satzes 7) wurde erweitert, da nicht nur Besonderheiten des Tarifs, sondern auch der De-
klaration (z. B. Bezugsgröße Versicherungssumme in der kapitalbildenden Lebensversi-
cherung) ein abweichendes Verfahren (etwa das m/n-tel Verfahren bzw. die ratierliche 
Methode) erfordern. Der Halbsatz zum genehmigungspflichtigen Altbestand wurde redak-
tionell geändert, um auch die Verhältnisse bei Pensionskassen richtig abzubilden. 

Absatz 7f stellt sicher, dass in jedem Fall durch Rückkauf vorzeitig fällige Schlussüber-
schussanteile durch den Schlussüberschussanteilsfonds des jeweiligen Teilbestands ge-
deckt sein müssen. 

Die Änderungen zur Mindestbeteiligung an den Bewertungsreserven in Absatz 6 bis 7f 
haben keine steuerlichen Auswirkungen auf § 21 Absatz 2 Nummer 4 des Körperschaft-
steuergesetzes. 

Zu Absatz 8 

Hier wird für aufsichtliche Zwecke der Ausweis der Teile der Rückstellung für Beitrags-
rückerstattung (RfB) im Anhang erweitert. Neu aufgenommen wurden der Höhe nach be-
reits festgelegte Leistungen aus der Beteiligung an den Bewertungsreserven als gebun-
dene RfB, der Fonds für Gewinnrenten, der bislang überwiegend innerhalb des Fonds für 
Schlussüberschussanteile ausgewiesen wurde, und der Fonds für die Mindestbeteiligung 
an Bewertungsreserven. Bei den festgelegten, aber noch nicht zugeteilten Leistungen aus 
der Beteiligung an Bewertungsreserven handelt es sich um die am Bilanzstichtag festste-
henden Beträge, die im nächsten Jahr zur Auszahlung bzw. Erhöhung der Versicherungs-
leistung benötigt werden und durch eine Entnahme aus der Rückstellung für Beitrags-
rückerstattung finanziert werden sollen. Der Aufwand bei den Versicherungsunternehmen 
durch die stärker aufgegliederten Ausweiserfordernisse ist vernachlässigbar, da die ge-
forderten Angaben im Unternehmen bekannt und somit leicht ermittelbar sind. 

Zu Nummer 2 (Übergangsregelung in § 64 Absatz 12 RechVersV) 

Der neue Absatz 12 Satz 1 des § 64 soll (insoweit ergänzend zur Inkrafttretensregelung) 
klarstellen, dass die Neuregelungen, orientiert an der eingangs erwähnten Novellierung 
des Versicherungsvertragsgesetzes, erstmals auf solche Geschäftsjahre anzuwenden 
sind, die nach der Verkündung dieser Änderungsverordnung enden. Im Wesentlichen sind 
damit alle Geschäftsjahre einbezogen, deren Stichtag der 31. Dezember 2009 bzw. ein 
späterer Stichtag ist, sowie eine relativ geringe Zahl von Geschäftsjahren, die vom Kalen-
derjahr abweichen und deren Abschlussstichtag nach dem Tag der Verkündung der Än-
derungsverordnung aber vor dem 31. Dezember 2009 liegt. Satz 2 stellt klar, dass auf die 
in Formblatt 1 und 2 vorgenommenen Folgeänderungen und Berichtigungen infolge des 
Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes vom 25. Mai 2009 (BGBl. I S. 1102) die Anwen-
dungsbestimmungen des Absatzes 11 Satz 1, 2 und 4 anzuwenden sind. 

Zu Nummer 3 und 4 (Formblatt 1 bis 3) 

Die Änderung im Formblatt 1, Aktivseite, beseitigt eine Inkonsequenz, die darin besteht, 
dass beim Verordnungserlass auf der Passivseite auf einen Posten J aus Gründen der 
Verwechslungsgefahr mit einem Posten I verzichtet wurde, während der Gesetzgeber des 
Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes (BilMoG) auf der Aktivseite dieser Verwechslungs-
gefahr nicht Rechnung getragen und dort einen Posten J. eingefügt hat. Aus diesem 
Grund wird der Aktivposten J zu Aktivposten K; beide Seiten der Bilanz erhalten damit 
eine konsequente Buchstabenfolge. Die Änderungen in Formblatt 2 und 3 tragen dem 
Umstand Rechnung, dass im Gesetz einzelne Folgeänderungen unterblieben sind, und 
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zwar die Anpassungen des Unterpostens „eigene Anteile“ in den Fußnoten 3 und 4 in 
„Anteile an einem herrschenden oder mehrheitlich beteiligten Unternehmen“ nach dem 
Vorbild des § 266 Absatz 3 Posten A.III.2 des Handelsgesetzbuchs in der Fassung des 
BilMoG. 

Zu Artikel 2 und 3 (Änderungen der Pensionsfonds-Rechnungslegungsverord-
nung und der Kreditinstituts-Rechnungslegungsverordnung) 

In beiden Rechnungslegungsverordnungen müssen einzelne unterbliebene Anpassungen 
des Unterpostens „eigene Anteile“ in „Anteile an einem herrschenden oder mehrheitlich 
beteiligten Unternehmen“ sowie Berichtigungen vorgenommen werden, die inhaltlich den 
Änderungen entsprechen, wie sie auch in Formblatt 1 bis 4 der Versicherungsunterneh-
mens-Rechnungslegungsverordnung vorgenommen werden (vgl. Begründung zu Artikel 1 
Nummer 3 und 4). Ferner erfolgt im Hinblick auf die Schaffung der Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), in der das frühere Bundesaufsichtsamt für das Kre-
ditwesen aufgegangen ist, eine Textbereinigung in § 2 Absatz 2 Satz 2. 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verordnung. Die Neuregelungen betreffen die 
Geschäftsjahre, die nach der Verkündung der Verordnung enden. Bei Unternehmen, bei 
denen das Geschäftsjahr mit dem Kalenderjahr übereinstimmt, gelten sie bei Verkündung 
der Verordnung vor dem 31. Dezember 2009 damit erstmals für das Geschäftsjahr 2009. 
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Anlage 

 
Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKR-Gesetz: 
NKR-Nr. 758: Verordnung zur Änderung der Versicherungsunternehmens-

Rechnungslegungsverordnung sowie zur Änderung weiterer Rech-
nungslegungsverordnungen  

 

 

Der Nationale Normenkontrollrat hat den o.g. Verordnungsentwurf auf Bürokratiekosten, 

die durch Informationspflichten begründet werden, geprüft. 

 

Mit der Verordnung wird eine Informationspflicht der Wirtschaft geändert. Auf die mit die-

ser Informationspflicht verbundenen Bürokratiekosten dürfte diese Änderung allenfalls 

marginale Auswirkung haben. Für die Verwaltung und Bürgerinnen und Bürger entstehen 

keine neuen Bürokratiekosten. 

 

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines gesetzlichen Prüfauftrages daher 

keine Bedenken gegen das Regelungsvorhaben. 
 
 
Catenhusen Bachmaier 
Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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